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Änderungsantrag 21.01.2021 
HHA 

Fraktion DIE LINKE 

zu dem Gesetzentwurf der Landesregierung für ein Gesetz über 
die Feststellung des Haushaltsplans des Landes Hessen für das 
Haushaltsjahr 2021 (Haushaltsgesetz 2021) in der Fassung der 
Beschlussempfehlung und des Berichts des Haushaltsausschusses   

Drucksache 20/4214 zu Drucksache 20/3978 

         
 Inhalt des Antrags: Unterstützung der Kommunen zur Einrichtung von Inklusionsbeauftragten und 

Inklusionsbeiräten 
 
Einzelplan  08 Hessisches Ministerium für Soziales und Integration  
 
D e r  L a n d t a g  w o l l e  b e s c h l i e ß e n :  
 
Zu Kapitel  08 06 Freiwillige Transferleistungen 
Buchungskreis: 2795 

 
Förderproduktnummer 

lt. Leistungsplan 

47 

  
Bezeichnung lt. Leistungsplan Umsetzung der UN Behindertenrechtskonvention 

 
 

  Veränderung 
  von um auf 
Leistungsplan:    
  Beträge in 1.000 EUR 
 Gesamtkosten 1.412,5 +1.000,0 2.412,5 

 Produktabgeltung 1.412,5 +1.000,0 2.412,5 

 

Der Wirtschaftsplan und der kamerale Haushalt sind entsprechend anzupassen. 
 

  

  Drucksache 20/4797 
(zu Drucksache 16/6172. Lesung      
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Begründung des Änderungsantrags: 
Seit dem Inkrafttreten der UN-Behindertenrechtskonvention im Jahr 2008 haben Menschen mit Behinderung ein 

völkerrechtlich verbrieftes Recht auf inklusive Teilhabe in der Gesellschaft. Die wirklichen Fortschritte bei der Beseitigung 

vielfältiger Barrieren sind jedoch weiterhin gering. Hier kommt den hessischen Kommunen eine entscheidende Bedeutung 

zu, weil hier das unmittelbare Lebensumfeld zu einem großen Teil gestaltet wird. 

Leider zeigt sich in den vergangenen Jahren, dass bereitgestellte Landesmittel von den Kommunen nur zu einem geringen 

Teil abgerufen wurden. Kommunale Inklusionsbeauftragte und -beiräte können einen Beitrag dazu leisten, für die Belange 

von Menschen mit Behinderung zu sensibilisieren, ihre Forderungen auf die Tagesordnung zu setzen und konkrete Projekte 

zu entwickeln.  

 

Sowohl kommunale Beauftragte als auch Beiräte sind in §8b HessBGG bereits vorgesehen, jedoch oft nicht umgesetzt. Mit 

einer Anschubfinanzierung kann das Land Hessen deshalb dazu beitragen, entsprechende Strukturen in den Kommunen zu 

etablieren.     
 

 

Wiesbaden, 21.01.21 

 

Für die Fraktion 

DIE LINKE 

Die Fraktionsvorsitzende: 

 

 

 

 

Janine Wissler 
 

  

  
 

 

 


